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von den einzelnen Stäidten getragen werden könne. Die 
Finanzierung einer Stadterneuerung müsse unter Mitwir­
kung von Gemeinden, Ländern und Bund erfolgen. Dabei 
könne das Modell der „Loi Malraux" nicht übernommen 
werden, da der Aufbau einer föderalistischen Verfass~ng 
dem entgegenstehe. 

Die Fragen der Stadtkerngestaltung, so schloß der Vor­
tragende, sind nicht allein Fragen der Fachleute. Wichtige 
Voraussetzungen auf dem Sektor der Wohnungspolitik und 
des Bodenrechtes stünden aus und müßten von den Poli­
tikern geschaffen werden. 

Die Veranstaltung endete mit einem Referat von o. Prof. 
Dipl.-Ing. Wilhelm Wortmann von der Technischen Hoch­
schule Hannover zum Thema „Reurbanisierung". In seiner 
Einleitung wies er darauf hin, daß seine Themenstellung 
über ,den Rahmen des Seminars hinausgehe. Auch er unter­
strich, daß Stadtplanung ohne engste Zusammenarbeit mit 
den Geisteswissenschaften nicht möglich sei. 

St•adtplanung zerfällt nach seinen Worten in zwei Teile, 
den verstandesmäßig erfaßbaren der räumlichen Ordnung 
aller menschlichen Lebensvorgänge und den Prozeß des For­
mens, der in den künstlerischen Bereich fällt. Stadtplanung 
ist die Vorstufe zum Städtebau. Sie lassen sich nicht von­
einander trennen. Es wäre falsch, zw:ischen dem Ordnenden 
und dem Ge;taltenden eine Trennung zu ziehen. 

Auf den Begriff der Urbanität eingehend, definierte er 
ihn mit „feine Lebensart", urbanisieren mit „fein machen". 
Bildung ist somit eine Eigenart des Städters. Im Zuge der 
Entwicklung gleichen sich Lebensart und Lebensstil aber 
immer mehr an, und die Unterschiede werden bald aus­
geglichen sein. Neben die Landflucht ist auch die Stadtflucht 
getreten. Angesichts solcher Vorgänge erhebt sich die Frage 
an die Soziologen, ob denn Reurbanisierung • überhaupt 
wünschenswert sei. 

Unter Bezugnahme auf Hans Paul Bahrdt meinte er, daß 
das Ziel der Stadterneuerung die Urbanisierung der Groß­
stadt sei. Diese Urbanisierung sei aber offenbar nicht jene, 
deren Definition nach den landläufigen Begriffen er in der 
Einleitung gebracht habe. Städte könnten Jahrhunderte 
existieren, ohne daß sich Urbanität entwickle. Urbanität in 
diesem Sinne sei die fruchtbare Mitwirkung des Bürgers in 
seiner Stadt, wie es sie bis in un'ser Jahrhundert hinein ge­
geben habe. 

Nach einem Rückblick auf die mehrfachen starken Ver­
änderungen der westeuropäischen Stadt wies er auf die ein­
zige deutsche Gartenstadt He 11 er au hin. Doch war auch 
diese eine Einzelleistung. Der Kampf gegen die Großstadt 
des 19. Jahrhunderts setzte in der zweiten Hälfte des 
19. Jahrhunderts ein. Unter den Männern, die diesen Kampf 
vorantrugen, beschrieb Professor Wortmann besonders 
Ebenezer Howard und sein Konzept der Gartenstadt. 
Howard entwickelte eine ganz neue Idee der Stadt und 
ihrer Beziehung zur umgebenden Landschaft. Aus diesem 
Leitbild entstand dann die Vorstellung der gegliederten und 
aufgelockerten Stadt, die seither bei vielen Planungen Pate 
gestanden hat. 

Die Wirklichkeit sei himmelweit von dieser Idealvor­
stellung entfernt: Stadt und Land seien bedroht, ihre Grund-

eigenschaften, Dichte und Weite, zu verlieren. Die Voraus­
setzung für Urbanität sei weniger denn je gegeben. An 
Hand von Lichtbildern zeigte der Vortragende diese Ent­
wicklung auf. Der Beschreibung schloß er eine eingehende 
Besprechung des modernen Begriffes der Stadtregionen an. 

In seinen Schlußworten zeigte der Referent mit Bahrdt, 
daß der Städtebau unserer Zeit der Gefahr, alles im vor­
hinein festlegen zu wollen, in höchstem Maße ausgesetzt sei, 
und zwar nicht nur in den totalitären Systemen, sondern 
auch in den Demokratien. Das oberste Gesetz demokra­
tischen Städtebaus sollte die Wahrung der inneren Freiheit 
des Menschen sein. Wir als Stadtplaner seien nicht dazu be­
stimmt, Menschen mit unseren Ideen beglücken zu wollen, 
wohl aber hätten wir die Verpflichtung, eine Umwelt zu 
schaffen, in der ,Menschen ihr Leben glücklich gestalten 
könnten. • 

Von den Städtebauern forderte Professor Wortmann, 
daß sie viel mehr, als sie es im allgemeinen tun, lebendige 
Traditionen pflegen und deren Wert für ihre Arbeit kennen; 
zum anderen, daß sie keiner Ideologie verfallen und dem 
Ganzen um einer Laune willen Gewalt antun. Er schloß mit 
einem Bekenntnis zur abendländischen Stadt, in der wir 
leben, arbeiten, und der wir verpflichtet sind. 

Diese kurze Übersicht kann natürlich nur einen flüchtigen 
Eindruck von den dargebotenen Themen und der Vielfalt 
der vertretenen Meinungen bringen. 

Andreas Faludi 

Wasserwirtschaftlicher Rahmenplan Fulda 

Wie bei allen die räumliche Ordnung eines Gebietes be­
rührenden Fachbereichen kommt es auch beim Wasser Raum­
ordnung und Landesplanung nicht zu, sich selbst wasser­
wirtschafüich zu betätigen. Das ist Aufgabe ,der dafür zu­
ständigen Fachbehörden. Es genügt, wenn diese für den 
Teil ihrer Arbeiten, der für die Raumordnung relevant ist, 
die übergeordneten Zielsetzungen für die räumliche Ent­
wicklung eines Gebietes beachten. Das schließt nicht aus, 
daß diese Ziele losgelöst von ihren wasserwirtschafüichen 
Voraussetzungen nicht festgelegt werden können. Das 
Raumordnungsgesetz des Bundes vom 8. April 1965 (BGB!. 
I S. 306) wird diesem Sachverhalt durch die Bestimmung 
in§ 2 Abs. 1 Nr. 7 Satz 2 gerecht: ,,Für die Reinhaltung des 
Wassers, die Sicherung .der Wasserversorgung ... ist aus­
reichend Sorge zu tragen." 

Wie das im einzelnen geschieht, ist in den für den Fach­
bereich Wasserwirtschaft geltenden einschlägigen Wasserge­
setzen geregelt. Das Gesetz zur Ordnung des Wasserhaus­
haltes (Wasserhaushaltsgesetz) vom 27. Juni 1957 (BGB!. 
I S. 1110) hat dazu in § 36 das Instrument des wasserwirt­
schafüichen Rahmenplans geschaffen. 

Hauptsächlicher Inhalt eines wasserwirtschaftlichen Rah­
menplans, der als allgemeine Grundlage für die Bewirt-
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schaftung des Wassers in einem bestimmten Gebiet gelten 
und von ,den Wasserwirtschaftsbehörden bei ihren Entschei­

.dungen als Richtlinie beachtet werden soll, sind der Nach­
weis des Wasserdargebots und des heute und in absehbarer 
Zeit (30 Jahre) gegenüberstehenden Wasserbedarfs, Maß­
nahmen des Hochwasserschutzes und die Gewässerreinhal­
tung. Wegen des engen Zusammenhangs mit ,der Raumord­
nung sind die Pläne mit den Erfordernissen der Raumord­
nung in Einklang zu bringen. Um die Einheitlichkeit der 
Pläne sicherzustellen, sieht das Wasserhaushaltsgesetz Richt­
linien der Bundesregierung vor, nach denen die Pläne er­
stellt werden. Diese Richtlinien sind zur Zeit in Arbeit. 
Von seiten der Raumordnung sind Leitgedanken für die 
Zusammenarbeit zwischen den Dienststellen der Landes­
planung und der Wasserwirtschaft unterbreitet worden, die 
auch für die Aufstellung wasserwirtschaftlicher Rahmen­
pläne gelten 1. 

Das Land Hessen hat 1961 einen ersten wasserwirtschaft­
lichen Rahmenplan für das Flußgebiet der Kinzig heraus­
gebracht. Der hessische Minister für Landwirtschaft und 
Forsten legt nunmehr mit dem „Wasserwirtschaftlichen Rah­
menplan Fulda"2 einen zweiten Plan für das mit rund 
7000 km2 wesentlich größere Niederschlagsgebiet der Fulda 
vor. Der Rahmenplan Fulda macht an den Grenzen des 
Landes Hessen nicht halt. Weitere Teile des Planungsraumes 
liegen in Nordrhein-Westfalen, Niedersachsen und Bayern. 
Ein etwa 3 km2 großes Gebiet gehört zu Mitteldeutschland. 
Einleitend wird zum Ausdruck gebracht, daß, wenn auch 
die Richtlinien der Bundesregierung für die Bearbeitung 
wasserwirtschaftlicher Rahmenpläne noch nicht erlassen sind, 
kein Widerspruch zwischen diesen Richtlinien und der Rah­
menplanung Fulda besteht. Der Bundesminister für Ernäh­
rung, Landwirtschaft und Forsten hat die Rahmenplanungs­
arbeit finanziell unterstützt. 

Der enge Zusammenhang zwischen Raumordnung und 
der Rahmenplanung Fulda kommt verschiedentlich zum 
Ausdruck. Gleichsam als räumliche und fachliche Entfaltung 
des Großen Hessenplanes, erfolgt die Veröffentlichung als 
Band 2 der Einzelpläne zum Großen Hessenplan. Die Mit­
arbeit der Landesplanungsbehörden von Hessen, Nordrhein­
Westfalen und _Niedersachsen findet ausdrückliche Erwäh­
nung. Der hessische Ministerpräsident Dr. Georg August 
Zinn stellt auch in seinem Vorwort den Rahmenplan in 
engste Beziehung zur Raumordnung, wenn er schreibt: ,,Die 
hessische Landesregierung hat es sich zur Aufgabe gemacht, 
raumordnend zu wirken, um die ökonomischen Grundlagen 
sowie die sozialen, wirtschaftlichen und kulturellen Ver­
hältnisse im Lande weiter zu verbessern und drohenden 

1 Hessing, Franz-Josef: Wasserwirtschaftliche Rahmenplanung in 
der Raumordnung. In: Der Landkreis. 34. Jg. (1964) H. 5, S. 
146 ff. 
2 Wasserwirtschaftlicher Rahmenplan Fulda. Bearb.: Planungs-. 
gruppe Fulda beim Wasserwirtschaftsamt Kassel. Hrsg.: Der 
Hessische Minister für Landwirtschaft und Forsten, Abt. Wasser­
wirtschaft. - Wiesbaden 1964. 2 Bde. Bd. 1: Erläuterungen. 178 
gez. BI. Kt. Abb. Tab. Obers. Lit. Beil.: 1 Verzeichnis. Bd. 2: 
Kartenwerk. 78 Kt. = Einzelpläne zum Großen Hessenplan, 
Bd. 2. 

Fehlentwicklungen begegnen zu können. Die wa·sserwirt­
schaft ist an -den Entwicklungszielen der Raumpolitik erst­
rangig und vielseitig beteiligt. Sie spielt in allen Lebensbe­
reichen eine entscheidende Rolle." Schließlich ist entschei­
dend, daß diesem Zusammenhang im Planungswerk 
selbst, insbesondere in der Darstellung von Bevölkerung 
und Wirtschaft des Planungsgebietes 1961 und 1990 und der 
darauf aufbauenden Ermittlung des Wasserbedarfs, Rech­
nung getragen ist. 

Methodik und Aufbau der wasserwirtschaftlichen Rah­
menplanung Fulda sind derjenigen des Rahmenplans Kin­
zig vergleichbar. Auf die Beschreibung des Planungsraumes 
folgt die Ermittlung des Wasserdargebotes. Ihm wird der 
Wasserbedarf gegenübergestellt und in Bilanzen anschlie­
ßend ermittelt, wie Dargebot und Bedarf ausgeglichen wer­
den können. Die Bilanzen wurden für 1960 und 1990 er­
stellt. Die zur Sicherung der wasserwirtschaftlichen Grund­
lagen notwendigen Maßnahmen werden abschließend im 
wasserwirtschaftlichen Entwicklungsplan dargestellt3• 

Der voraussichtlichen Entwicklung im Planungszeitraum 
1960 bis 1990 entsprechend kann der Wasserbedarf für die 
Versorgung mit Trinkwasser, Betriebswasser mit Trinkwas-

. serqualität und Betriebswasser, wozu auch das Beregnungs­
wasser für die Landwirtschaft zählt, aus dem Niederschlags­
gebiet der Fulda selbst gedeckt werden. Da·s erfordert je­
doch den Bau von Speichern und die Erschließung weiterer 
Wasservorkommen. Darüber hinaus sind die im volkswirt­
schaftlichen Interesse notwendigen Maßnahmen zum Hoch­
wasserschutz auszuführen. Der wasserwirtschaftliche Ent­
wicklungsplan, der für alle künftigen Maßnahmen im Nie­
derschlagsgebiet der Fulda richtungsweisend sein soll, zeigt 
für alle Behörden und Körperschaften, für die gewerbliche 
Wirtschaft und für sonstige interessierte Kreise im einzelnen 
die Möglichkeiten für die optimale Nutzung des Wasser­
dargebotes auf. Für die nähere Regelung wasserrechtlicher 
Fragen ist für die überwiegenden Teile des Planungsraumes 
das Hessisdie Waaiergesea maßgebend. Darüber hinaus 
besteht ,die Möglichkeit, über das Bundesbaugesetz, das 
Flurbereinigungsg~etz und die Landesplanungsgesetze auf 
die w ssenrirtsdiaftliche Entwids.lont • im Pl.mihgsraum 
gelegenen ~dest.eile einzu..-ärken. 

Im Zuge der· B uleiJplanung und der Laadaplaaag 
sollen die Flächen, die in Z bnA durca wassenrinldiaA­
liche Maßnahmen beansprucht werden, gesic:hen werden. 
Insbesondere sollen die vier vorgesehenen ~rrenr.i 
in den Tälern des Döllbachs, der Wanne, des Elbemdcmer 
Bachs und der Schwalm, ferner die Hochwasserrückhalte­
becken, die Flächen für den Gewässerausbau, die Wasser­
schutzgebiete der Trinkwassergewinnungsanlagen sowie die 
bestehenden und künftigen Quellenschutzgebiete von stö­
renden anderweitigen Planungen freigehalten werden. Diese 
Gebiete werden in dem Rahmenplan als wasserwirtschaft­
liche Schutzflächen bezeichnet. 

3 Vgl. Hessing, Franz-Josef: Wasserwirtsc:haftlicher Rahmenplan 
Kinzig. In: Raumforschung und Raumordnung. 20. Jg. (1962) 
H. 3, S. 170 ff. 
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Bei anhängigen Flurbereinigungsverfahren sind möglichst 
die für die baulichen Teile der Ta:lsperren und Hochwasser­
rückhaltebecken benötigten Flächen für den Träger der Bau­
maßnahme oder, wenn ein solcher nicht vorhanden ist, eine 
andere öffentliche Körperschaft auszuweisen. Außerdem 
soll die Planung des Wege- und Gewässernetzes sowie die 
Aufteilung des Grundbesitzes Rücksicht auf die zukünftigen 
wasserwirtschaftlichen Maßnahmen nehmen. 

Wasserwirtschaftliche Schutzflächen für die Maßnahmen 
des Gewässerausbaues konnten wegen des· Kartenmaßstabes 
(1 : 300 000) im Kartenteil nicht ausgewiesen werden. Die 
bei den Wasserwirtschaftsämtern im Niederschlagsgebiet der 
Fulda vorliegenden Unterlagen geben aber einen hinreichen­
den Aufschluß. Das gleiche gilt für ,die Wasserschutzgebiete 
für die zukünftige Infiltration von Oberflächenwasser zur 
Trinkwassergewinnung in den in der Wasserbilanz 1990 
bezeichneten Gebieten mit vorgesehener Grundwasseranrei­
cherung. Etwaige Planungen sollen daher nur im Einver­
nehmen mit der Wasserwirtschaftsverwaltung durch.geführt 
werden. 

Da ·die Entwicklung des Wasserbedarfs bis zum Jahre 
1990 auf Berechnungen und unter der Annahme eines gerad-

• linigen Anstiegs im Planungszeitraum beruht, die tatsäch­
liche Tendenz sich. aber anders verhalten kann, ist vorgese­
hen, den wasserwirtschaftlichen Rahmenplan Fulda späte­
stens im Jahre. 1970 zu überarbeiten. Da der Rahmenplan 
Fulda nur die Bedürfnisse des eigenen Gebietes behandelt, 
ist eine solche Überarbeitung auch. notwendig, wenn bei der 
Aufstellung von anderen Rahmenplänen, etwa im Nieder­
·sch.lagsgebiet der Weser, sich. Bedürfnisse herausstellen, die 
zweckmäßigerweise aus dem Fuldagebiet befriedigt werden. 
Der wasserwirtsch.aftlich.e Rahmenplan Fulda ist so keine 
starre Planung. Die weitreichenden Eingriffe in die Lebens­
und Wirtschaftsverhältnisse, die der Rahmenplan für das 
Planungsgebiet mit sich. bringt, machen ebenfalls eine stän­
dige Anpassungsbereitschaft erforderlich.. 

Der wasserwirtsch.aftlich.e R plan Fulda gibt einen 
anschaulichen und umf den überblick ilber die Einrich­
tungen, die , • wärtige Lage und die kiinf tig Probleme 
der w assenrirudiaft }.~l diNCD,1 gro&en Planunpcebiet. Der 
Plan soll die lliditschnur für du .,..u waaerwirtsch.aft­
tiche \Virk.en un Fuldapbiec teia. ?f ubt nur alle wasserwirt­
llMftlidt Einzehndnahmen werden sich künftig ihm un­
tenuotJnen hllben~ er ist auch. eine Grundlage für raum­
policiadie En eidungen. Diese umfassende Wirkung der 
wusenvirtsch.aftlichen Rahmenplanung hätte eingehende 
Ausführung über die Rechtsnatur der Rahmenplanung, 
ihre Verbindlichkeit und Durchsetzbarkeit erwarten lassen. 
Eine solche rechtssystematische Darstellung der Bedeutung 
wasserwirtschaftlich.er Rahmenplanung, an der es meines Er­
achtens noch. fehlt, hätte gerade in Verbindung mit dieser 
konkreten Planung an Anschaulichkeit gewonnen. 

Nach Aufo;iachung und Ausstattung erfüllt die Veröf­
fentlichung des wasserwirtschaftlichen Rahmenplans Fulda 
hohe Ansprüche. Das gilt für den durch. sein Format nicht 
sehr handlichen Kartenband ebenso wie für den Erläute­
rungsband. Das systematische Inhaltsverzeichnis, synoptisch 
aufgegliedert für Karten, Text, Tabellen und Abbildungen, 

kann als beispielhaft gelten. Zu fragen ist, ob beigezogene 
Gutachten immer auch. mit abgedruckt werden sollten. Gut­
achtliche Außerungen „Der Forschungsgegenstand der Bo­
denkunde ist der Boden" (S.E 18) oder die Feststellung, 
daß es im Planungsgebiet nicht an Lagerstätten von Steinen 
und Erden fehlt (S.E 22), scheinen entbehrlich.. In Tabelle 13 
hat sich. ein sinnentstellender Fehler eingeschlichen: statt 
,,Selbständige, Berufslose" muß es wohl heißen „selbstän­
dige Berufslose" . 

Franz-Josef Hessing 

Auf dem Wege zum Luftverkehr mit überschallsch.nellen 
Flugzeugen* 

Im Mittelpunkt der Jahrestagung der Arbeitsgemeinschaft 
Deutsch.er Verkehrsflughäfen e.V. (ADV) am 10. 9. 1965 in 
München stand der Vortrag von Raymond B. Maloy, As­
sistent Administrator der Federal Aviation Agency (FAA) 
in Washington: ,,Das Oberschallflugzeug der Vereinigten 
Staaten", in dem er über den Stand der Konstruktion die­
ses Flugzeugtyps berichtete. An Warnungen vor dem riskan­
ten und überaus kostspielige Entwicklungsarbeiten erfor­
dernden Einsatz derartiger Flugzeuge hat es in den letzten 
Jahren nicht gefehlt. So sagte der Generaldirektor des 
Schwedischen Aeronautischen Forschungsinstituts Bo Lund­
berg 1964 vor einer Versammlung von Luftfahrtfachleuten 
in den USA, daß überschallschnelle Verkehrsflugzeuge we­
der notwendig noch. wirtschaftlich seien. Er verlangte drasti­
sche Maßnahmen zur Erhöhung der Sicherheit des Luftver­
kehrs, nicht zu der der Fluggeschwindigkeiten; andernfalls 
werde es angesichts der fortlaufenden Zunahme des Ver­
kehrsaufkommens zu einer Jahresrate von 15 000 bei Luft­
verkehrsunfällen getöteten . Menße.tle11 im Jähre 1990 kom­
men. 

Weder die Luftverkehrsunternehmen, von denen viele 
die Zins- und Tilgungslasten, die sie_ sich. durch. die Beschaf­
fung von strahlgetriebenen (Düsen-) Flugzeugen aufgebür­
det haben, noch längst nicht verkraftet haben, noch die 
Flughäfen, die den Zwang zu kostspieligen weiteren Aus­
baumaßnahmen auf sich zukommen sehen, haben ihr beson­
deres Interesse an einem baldigen Einsatz überschallschnel­
ler Flugzeuge bekundet. Eher im Gegenteil, wie µ. a. mehr­
fache Verlautbarungen der ADV er~ennen lassen. Es ist die 
Flugzeugindustrie bestimmter Länder, die sich, von ihren 
Regierungen darin ideell und materiell unterstützt, von der 
Entwicklung und dem Verkauf derartiger Flugzeuge einen 
großen wirtschaftlichen Erfolg verspricht. Dabei ist es zu 
einem regelrechten ·Wettrennen zwischen Frankreich und 
Großbritannien einerseits und den USA andererseits ge-

,:- Vergl. hierzu Hoffmann, Rudolf: Auswirkungen der Einfüh­
rung von Überschallflugzeugen in den gewerblichen Luftverkehr. 
In: Raumforschung und Raumordnung. 21. Jg. (1963) H. 1, 
s. 42-44. 




